
(3) Nach diesen Vorschriften kann ein Deutscher auch dann ver­
folgt werden, wenn er die Tat im Ausland begangen hat.“

i) In der Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutz von Volk 
und Staat vom 28. Februar 1933 hieß es:

„Auf Grund des Artikels 48 Abs. 2 der Reichsverfassung wird zur Ab­
wehr kommunistischer staatsgefährdender Gewaltakte folgendes ver­
ordnet :

§ 1 Die Artikel 114, 115, 117, 118, 123, 124 und 153 der Verfassung 
des Deutschen Reichs werden bis auf weiteres außer Kraft gesetzt. 
Es sind daher Beschränkungen der persönlichen Freiheit, des Rechts 
der freien Meinungsäußerung, einschließlich der Pressefreiheit, des 
Vereins- und Versammlungsrechts, Eingriffe in das Brief-, Post-, 
Telegraphen- und Fernsprechgeheimnis, Anordnungen von Haus­
suchungen und Beschlagnahmen sowie Beschränkungen des Eigen­
tums auch außerhalb der sonst hierfür bestimmten gesetzlichen 
Grenzen zulässig ...

§ 5 ... Mit dem Tode oder, soweit nicht bisher eine schwerere Strafe
angedroht ist, mit lebenslangem Zuchthaus oder mit Zuchthaus bis 
zu 15 Jahren wird bestraft:
1. Wer es unternimmt, den Reichspräsidenten oder ein Mitglied 

oder einen Kommissar der Reichsregierung oder einer Landes­
regierung zu töten oder wer zu einer solchen Tötung auffordert, 
sich erbietet, ein solches Erbieten annimmt oder eine solche 
Tötung mit einem anderen verabredet;

2. wer in den Fällen des § 115 Abs. 2 des Strafgesetzbuchs (schwe­
rer Aufruhr) oder des § 125 Abs. 2 des Strafgesetzbuchs (schwe­
rer Landfriedensbruch) die Tat mit Waffen oder in bewußtem 
und gewolltem Zusammenwirken mit einem Bewaffneten begeht ;

3. wer eine Freiheitsberaubung (§ 239 des Strafgesetzbuchs) in der 
Absicht begeht, sich des der Freiheit Beraubten als Geisel im 
politischen Kampfe zu bedienen.“

j) Als weitere faschistische Gesetze, die fast durchweg die Todes­
strafe vorsahen, sind zu erwähnen :

das Gesetz zur Abwehr politischer Gewalttaten vom 4. April 1933, 
das als Höchststrafe die Todesstrafe androhte;

das Gesetz zur Gewährleistung des Rechtsfriedens vom 13. Okto­
ber 1933, das ebenfalls die Todesstrafe androhte;

die Verordnung gegen die Unterstützung der Tarnung jüdischer Ge­
werbebetriebe vom 22. April 1938;2

2 it GBl. I, S. 404.
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